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Für die Erteilung von Ausnahmegenehmigungen sind sowohl der Landkreis als auch die 

Gemeinde zuständig.  

 

Ausnahmetatbestände regelt § 46 StVO, darin heißt es auszugsweise: 

(1) Die Straßenverkehrsbehörden können in bestimmten Einzelfällen oder allgemein für 
bestimmte Antragsteller Ausnahmen genehmigen 

 

 

§ 46 StVO   Zuständigkeit 

Nr. 1  
von den Vorschriften über die Straßenbenutzung  
 

 

Nr. 2  
vom Verbot, eine Autobahn oder eine Kraftfahrstraße 
zu betreten oder mit dort nicht zugelassenen 
Fahrzeugen zu benutzen 
 

 

Nr. 3  
von den Halt- und Parkverboten  
 

Landkreis 

Nr. 4  
vom Verbot des Parkens vor oder gegenüber von 
Grundstücksein- und -ausfahrten  
 

Gemeinde 

Nr. 4a  
von der Vorschrift, an Parkuhren nur während des 
Laufens der Uhr, an Parkscheinautomaten nur mit 
einem Parkschein zu halten 
 

Gemeinde 

Nr. 4b  
von der Vorschrift, im Bereich eines Zonenhaltverbots 
(Zeichen 290.1 und 290.2) nur während der dort 
vorgeschriebenen Zeit zu parken 
 

Gemeinde 

 

 

Antragsbezogen kann die Stadt Köthen (Anhalt) als örtliche Straßenverkehrsbehörde  
ausschließlich Ausnahmegenehmigungen im Zusammenhang mit Parkvorschriften an 
Parkscheinautomaten und Parkuhren erteilen sowie Bewohnerparkausweise, die sich 
innerhalb der geschlossenen Ortschaft auf die Gemeinde- und sonstige öffentlichen Straßen 
beziehen, ausstellen. 

Die Erteilung einer Ausnahmegenehmigung bedingt eine vorherige sorgfältige Abwägung. 
Nach den Verwaltungsvorschriften ist eine Ausnahme in dringenden Einzelfällen zulässig, 
wenn Interessen der Allgemeinheit nicht entgegenstehen. Die Erteilungsgründe einer 
Ausnahmegenehmigung müssen dem öffentlichen Interesse an einem Verbot oder Gebot, 
von welchem befreit werden soll, überwiegen.   
 
Dies ist beispielsweise dann der Fall, wenn durch eine öffentliche Veranstaltung der 

erforderliche Parkraum dafür entzogen werden muss oder Baumaßnahmen die Nutzung 

einschränken. 

https://dejure.org/gesetze/StVO/Anlage_2.html#Zeichen290.1
https://dejure.org/gesetze/StVO/Anlage_2.html#Zeichen290.2
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Sofern im Vorfeld mit der erworbenen Ausnahmegenehmigung auch bereits die tatsächlich 

anfallenden Parkgebühren entrichtet wurden, steht diesem aus Sicht der Verwaltung nichts 

entgegen. Insofern würden die entsprechenden Berufsgruppen von der Verpflichtung einen 

Parkschein zu ziehen und diesen gut sichtbar im Fahrzeug zu platzieren, entbunden.  

Damit kann einer vorübergehende Erleichterung für die Pflegedienste Rechnung getragen 

werden.  Dabei sollte jedoch der Grundsatz beibehalten werden, dass die bewirtschafteten 

Parkflächen grundsätzlich als Kurzzeitparkflächen zur Verfügung stehen sollen und nicht 

dauerhaft durch Pflegedienstfahrzeuge/Handwerksfirmenfahrzeuge blockiert werden. Nur so 

kann verhindert werden, dass Kunden und Besuchern der Innenstadt die Möglichkeit des 

zentralen Parkens genommen wird.  

 

Die Systemrelevanz der von den Anträgen umfassten Berufsgruppen ist unbestritten, jedoch 

nicht abschließend. Die Zugehörigkeit zu einer Berufsgruppe ersetzt nicht die substantiierte 

Darlegung der Notwendigkeit und Dringlichkeit, die die Ausnahmeerteilung voraussetzt. 

 

Ein genereller Verzicht auf Parkgebühren wird ausdrücklich abgelehnt, sofern damit die 

Privilegierung bestimmter Berufsgruppen einhergeht.  

 

Der Antrag verstößt gegen den Gleichbehandlungsgrundsatz und ist abzulehnen. 


